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MUSTERVERTRAG 
für Leistungsvereinbarungen des Kantons Zug 
mit privaten Dritten betreffend die Übertragung
öffentlicher Aufgaben des Kantons
Ausgabe Oktober 2005

(aktualisiert am 15. Dezember 2009
)

· Vertragsbestimmungen, die zwingend in jede Leistungsvereinbarung 
aufzunehmen sind, sind mit  Z  bezeichnet.
· Die übrigen Vertragsbestimmungen können fakultativ in die Leistungs-
vereinbarung aufgenommen werden.

Die Musterformulierungen sind in folgende Abschnitte unterteilt:

1. Grundlagen

2. Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit der Ausübung öffentlicher Aufgaben
3. Finanzielles, Regelung der Eigentumsverhältnisse, Werbung
4. Qualitätssicherung, Kontrolle und Aufsicht
5. Haftung, Änderung und Beendigung des Vertrages
6. Schlussbestimmungen

Kursiv:
Vertragstext

Nicht kursiv: 
Erklärung, Anleitung zum Vertragstext
LEISTUNGSVEREINBARUNG
Grundlagen
1.1. Z Rechtsgrundlagen
· Spezialgesetz

· Spezialverordnung

· Regierungsratsbeschluss

1.2. Z Vertragsparteien

Auftraggeber

Auftragnehmer

1.3. Präambel

«Die Parteien vereinbaren zwecks .....»
1.4. Z Vertragsgegenstand

Der Inhalt der Leistungen beider Vertragsparteien ist zu beschreiben. Die Umschreibung kann folgendermassen aufgegliedert werden:

1.4.1. Genereller Auftrag

1.4.2. Leistungsziele

1.4.3. Leistungsangebot

1.4.4. Falls der Auftragnehmer Entscheidkompetenz im Sinne von § 3 des Gesetzes über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen (Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRG) vom 1. April 1976 (BGS 162.1) hat: 
Gegenstand und Umfang der Verfügungskompetenz

1.5. Z Vertragsbeginn, Laufzeit und Kündigung

· Befristeter Vertrag mit Aufnahme neuer Verhandlungen vor Vertragsablauf: 
«Diese Vereinbarung tritt am ….. in Kraft und dauert bis zum ......  X Monate vor Ablauf der Vertragsdauer verhandeln die Parteien neu über den Vertragsgegenstand.»
· Unbefristeter Vertrag mit Kündigungsmöglichkeit: 
«Diese Vereinbarung tritt auf den ..... in Kraft und ist unbefristet. Sie kann mit einer Kündigungsfrist von X Monaten je auf ..... schriftlich gekündigt werden. Ohne fristgerechte Kündigung erneuert sich der Vertrag jeweils stillschweigend um .....»
· Befristeter Vertrag mit automatischer Verlängerung und Kündigungsmöglichkeit:
«Diese Vereinbarung tritt am ..... in Kraft und dauert bis zum ..... Anschliessend verlängert sich die Laufzeit automatisch um X Jahre, sofern die Vereinbarung von keiner Vertragspartei unter Einhaltung einer  Frist von ..... schriftlich gekündigt wird.»
· Pilotprojekt:
«Vertragsdauer:
Beginn: 
am .........
Ende: 
nach Ablauf der Pilotphase, voraussichtlich per .....»
1.6. Ansprechpartner der Vertragsparteien

«Ansprechpartner/Ansprechpartnerin beim Auftraggeber ist ....................» 
(Dienststelle oder Funktion der Person angeben – nicht Namen)
«Ansprechpartner/Ansprechpartnerin beim Auftragnehmer ist ....................» 
(Funktion angeben – nicht Namen)
1.7. Vertretung des Auftraggebers in der Trägerschaft des Auftragnehmers

«Der Auftraggeber ist im Verwaltungsrat/im Vorstand des Auftragnehmers wie folgt vertreten: 
mit fünf Mitgliedern.»  (oder:  «… mit dem Präsidenten»).

Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit der Ausübung öffentlicher Aufgaben

Unter Umständen gelten die nachfolgenden Bestimmungen für die öffentlich-rechtlichen Körperschaften des Kantons Zug bereits oder es gehen eigene Regelungen vor. Beim Abschluss einer Leistungsvereinbarung mit einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft des Kantons Zug ist deshalb im Einzelfall zu prüfen, welche zwingenden Bestimmungen zu überbinden sind.

1.8. Z Grundrechte
· Auftragnehmer ohne Entscheidkompetenz im Sinne des VRG:
«Soweit die Organe und Mitarbeitenden des Auftragnehmers im Rahmen dieser Leistungsvereinbarung öffentliche Aufgaben wahrnehmen, sind sie an rechtsstaatliche Grundsätze und die Grundrechte (z.B. Anspruch auf rechtsgleiche Behandlung etc.) im Sinne von Art. 35 Abs. 2 der Bundesverfassung gebunden.»
· Auftragnehmer mit Entscheidkompetenz im Sinne des VRG
«Soweit die Organe und Mitarbeitende des Auftragnehmers im Rahmen dieser Leistungsvereinbarung öffentliche Aufgaben wahrnehmen, sind sie an rechtsstaatliche Grundsätze und die Grundrechte (z.B. Anspruch auf rechtsgleiche Behandlung etc.) im Sinne von Art. 35 Abs. 2 der Bundesverfassung sowie an die allgemeinen Verfahrensgarantien (Verbot der Rechtsverzögerung, Rechtsverweigerung, Anspruch auf das rechtliche Gehör wie Akteneinsicht, Recht auf Äusserung, Recht auf Prüfung und Begründung des Entscheides, Unabhängigkeit und Unparteilichkeit etc.) im Sinne von Art. 29 der Bundesverfassung und der §§ 3ff. des Gesetzes über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen (VRG) vom 1. April 1976 (BGS 162.1) gebunden.»   
1.9. Z Ausstandspflicht 

«Der Auftragnehmer hat die Ausstandsbestimmungen analog der §§ 11 und 12 des Kantonsratsbeschlusses über die Geschäftsordnung des Regierungsrates und der Direktionen vom 25. April 1949 (BGS 151.1) einzuhalten.»
1.10. Z Amtsgeheimnis und Geheimhaltungspflicht 

«Den Organen und Mitarbeitenden des Auftragnehmers ist untersagt, Drittpersonen und anderen Amtsstellen Tatsachen mitzuteilen, die sie bei der Ausübung ihrer Tätigkeit erfahren und an denen ein öffentliches Geheimhaltungsinteresse oder ein Persönlichkeitsschutzinteresse besteht oder die gemäss besonderer Vorschrift geheim zu halten sind. Gesetzliche Meldepflichten bleiben vorbehalten. Der Auftraggeber kann vom Auftragnehmer verlangen, dass Organe und Mitarbeitende eine separate Erklärung zur Geheimhaltungspflicht unterzeichnen.

Die Pflicht zur Wahrung des Amtsgeheimnisses bleibt sowohl nach Auflösung des Arbeitsverhältnisses als auch nach Beendigung des Auftragsverhältnisses bestehen. 

Bei Verletzung der Geheimhaltungspflichten prüft der Auftraggeber im Einzelfall die Notwendigkeit der Anzeige bei den Strafverfolgungsbehörden wegen Verletzung des Amtsgeheimnisses gestützt auf das Bundesrecht (Art. 320 des Strafgesetzbuches, Art. 321a Abs. 4 des Obligationenrechts, Art. 4 des Opferhilfegesetzes etc.).»
1.11. Z Entbindung vom Amtsgeheimnis 

«Zur Mitteilung geheim zu haltender Tatsachen an Drittpersonen und andere Amtsstellen sowie zur Erfüllung der Zeugnispflicht in gerichtlichen Verfahren bedürfen die Organe und Mitarbeitenden - sofern eine Entbindung von der Schweigepflicht gesetzlich zulässig ist - der Entbindung vom Amtsgeheimnis durch den Vorsteher oder die Vorsteherin der zuständigen Direktion oder durch die Präsidentinnen oder Präsidenten des Obergerichtes bzw. des Verwaltungsgerichts.

Vorbehalten bleibt nach erfolgter Entbindung vom Amtsgeheimnis das Zeugnisverweigerungsrecht gemäss Zivil-, Straf- und Verwaltungsprozessrecht.»
1.12. Entscheidkompetenz des Auftraggebers

«Der Auftraggeber erlässt im Rahmen dieser Leistungsvereinbarung die für den Vollzug der übertragenen Aufgaben notwendigen Verfügungen. Das Gesetz über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen (Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRG) vom 1. April 1976 (BGS 162.1) ist anwendbar (§ 3 VRG). Der Auftragnehmer informiert den Auftraggeber über alle wesentlichen Umstände.»
1.13. Z Pflicht zur Aufbewahrung der Unterlagen und Anbietung ans Archiv

«Soweit die Organe und Angestellten des Auftragnehmers im Rahmen der Leistungsvereinbarung tätig sind, sind sie an die Bestimmungen des kantonalen Archivgesetzes (Archivgesetz vom 29. Januar 2004, BGS 152.4) gebunden. Das heisst, dass sie zur Aufbewahrung der Unterlagen und deren Anbietung ans Staatsarchiv verpflichtet sind. Das Merkblatt des Staatsarchivs «Erläuterungen betreffend die Aufbewahrung und Archivierung von Unterlagen» ist zu beachten. Besondere gesetzliche Bestimmungen, soweit sie die Archivierung verbieten bzw. die Vernichtung vorschreiben, werden ausdrücklich vorbehalten.»
1.14. Z Datensicherheit und Datenschutz 

«Soweit die Organe und Angestellten des Auftragnehmers im Rahmen der Leistungsvereinbarung tätig sind, gelten für sie die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes (DSG) vom 28. September 2000 (BGS 157.1) sowie der Datensicherheitsverordnung (DSV) vom 16. Januar 2007 (BGS 157.12) zwingend. Das technische Datenhandling (Datenbearbeitung, Datenübertragung etc.) hat gemäss den Sicherheitsstandards zu erfolgen, die auch für die kantonale Verwaltung gelten (§ 6 Abs. 1 Bst. b und § 7 DSG sowie insbesondere § 1 ff. DSV). Die Datenweitergabe muss klar definiert werden und die Datensammlungen sind beim Datenschutzbeauftragten zu registrieren (§ 12 DSG). Auskunfts- und Einsichtsrechte Betroffener sind zu regeln (§ 13f. DSG) und es gilt Kostenlosigkeit für Auskünfte, Einsichtnahme und Erstellen von Kopien (§ 17 DSG). Dem Datenschutzbeauftragten kommen umfassende Kontrollrechte betreffend Datenschutz und Datensicherheit zu (§ 19 DSG). Die Merkblätter zur Datensicherheit des Datenschutzbeauftragten sind zu beachten.»
1.15. Z Verbot der Bestechung und Vorteilsannahme

«Der Auftragnehmer verpflichtet sich, alle erforderlichen Massnahmen zur Vermeidung von Bestechung zu ergreifen, so dass insbesondere keine Zuwendungen oder andere Vorteile angeboten oder angenommen werden (vgl. Art. 322ter ff. des Strafgesetzbuches, StGB; SR 311.0).»
1.16. Z Sicherheit des Auftragnehmers und seines Personals

«Der Auftragnehmer anerkennt die im Kantonsratsbeschluss betreffend Gewährleistung der Sicherheit der kantonalen Behörden, der kantonalen Verwaltung und der Gerichte vom 17. April 2003 (BGS 154.51) in § 3 festgelegten Sicherheitsaufgaben und -massnahmen. Insbesondere übernimmt er Sicherheitsgrundsätze und Sicherheitsstrategie gemäss den §§ 1 und 2 dieses Beschlusses. Er garantiert eine kontinuierliche und nachhaltige Sicherheit unter Beibehaltung einer grösstmöglichen Kundennähe für seine Mitarbeitenden und seine Kundinnen und Kunden. Insbesondere sorgt er für den nachhaltigen Schutz und die Unversehrtheit derselben, für die Gewährleistung der Funktionsfähigkeit und Effizienz der Organisations- und Verfahrensabläufe, vermeidet Störfälle und ermöglicht die grösstmögliche Schadensbegrenzung im Ereignisfall bei gleichzeitiger Sicherstellung der Kontinuität in der Leistungserbringung. Er fördert das Sicherheitsbewusstsein der Mitarbeitenden.

Die Übernahme der Kosten für Sicherheitsmassnahmen, welche die kantonalen Standards erfüllen und vom Hochbauamt, Abteilung Sicherheit + Facility Management, geprüft und genehmigt worden sind, wird folgendermassen geregelt:  …………. .»
1.17. Öffentliches Beschaffungswesen

«Der Auftragnehmer beachtet die Vorschriften des Submissionsgesetzes (SubG) vom 2. Juni 2005 (BGS 721.51), soweit er öffentliche Aufgaben erfüllt (Schwellenwerte). Er hält auch alle übrigen massgebenden gesetzlichen Bestimmungen ein.»
1.18. Z Sorgfältige Auswahl des Personals 

«Der Auftragnehmer setzt nur sorgfältig ausgewählte und gut instruierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein. Er berücksichtigt auch das Interesse des Auftraggebers an Kontinuität. Er ersetzt auf Verlangen des Auftraggebers innert nützlicher Frist Personal, das nicht über die erforderlichen Fachkenntnisse verfügt oder sonst wie die Vertragserfüllung beeinträchtigt. In speziellen Fällen kann der Auftraggeber Bedingungen hinsichtlich Ausbildung vorgeben.»
1.19. Z Beizug Dritter 

«Der Beizug von Dritten durch den Auftragnehmer zur Erfüllung der Leistungsvereinbarung ist nur mit schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers zulässig.»
1.20. Übernahme von Personal des Auftraggebers 

«Der Auftraggeber kann den Auftragnehmer verpflichten, Personal des Auftraggebers zu dessen Bedingungen zu übernehmen und den Abschluss einer Leistungsvereinbarung davon abhängig machen.»
1.21. Einmietung in kantonale Liegenschaften

«Der Auftraggeber kann den Auftragnehmer verpflichten, sich in eine Liegenschaft des Auftraggebers zu dessen Bedingungen einzumieten und den Abschluss bzw. die Weiterführung einer Leistungsvereinbarung davon abhängig machen.»
1.22. Öffentlichkeitsarbeit 

«Der Auftragnehmer verpflichtet sich, auf Wunsch des Auftraggebers für die zu erbringende Leistung ein Kommunikations- und PR-Konzept zu erstellen und mit dem Auftraggeber zu bereinigen. Auskünfte von Vertreterinnen oder Vertretern bzw. Mitarbeitenden und Hilfspersonen des Auftragnehmers an Dritte sind mit Ausnahme von Aussagen mit eindeutig politischem Charakter im Rahmen eines solchen Konzepts zulässig.»
1.23. Z Information von kantonalen Behörden

«Der Auftraggeber informiert den Datenschutzbeauftragten und das Staatsarchiv des Kantons Zug über den Abschluss dieses Vertrages (Mitteilung der Vertragsparteien, der Rechtsgrundlagen und des Vertragsgegenstandes des jeweiligen Vertragsverhältnisses).» 

Finanzielles, Regelung der Eigentumsverhältnisse, Werbung

1.24. Z Budget und Rechnungslegung 

· «Per ................... ist die Rechnung des vergangenen und per ................... das Budget des nachfolgenden Jahres der Direktion X einzureichen.»
· «Rechnung und Budget sind so zu gliedern, dass die subventionierten Leistungen klar ausgeschieden werden können (Kostenstellenrechnung oder spezielle Kontenrahmen wie harmonisiertes Rechnungsmodell oder H+). Der Auftragnehmer ist verpflichtet, in seinem Geschäftsbericht die Kantonsbeiträge offen auszuweisen.»
 

Optional (wenn Geschäftsleitungskosten ausdrücklich mitfinanziert werden): 
«Die Geschäftsleitungskosten sind im Verhältnis der subventionierten zu den nicht subventionierten Leistungen aufzuschlüsseln.»
· Optional:
«Bei Erkennen von nicht voraussehbaren Mehrkosten im Bereich der Leistungsvereinbarung ist die Direktion X umgehend zu informieren.»
1.25. Vergütung 
1.25.1. Z Pauschalbetrag oder Defizitdeckung (wenn immer möglich mit Kostendach)

· «Für die im Rahmen dieser Leistungsvereinbarung erbrachten Aufgaben leistet der Kanton einen jährlichen Pauschalbetrag von Fr. ....»

· «Für die im Rahmen dieser Leistungsvereinbarung erbrachten Aufgaben leistet der Kanton einen Pauschalbetrag von Fr. .............  pro .............. (Leistungseinheit; z.B. Patienten, Pflegetage, Klienten, Beratungsstunden, etc.).  *)»

*) Optional: 
«Der maximale Jahresbetrag des Kantons wird auf Fr. .................... begrenzt.»
· «Der Kanton Zug deckt jährlich das Defizit für die im Rahmen dieser Leistungsvereinbarung erbrachten Aufgaben.  *)»

*) Optional:
«Der maximale Jahresbetrag des Kantons wird auf Fr. .................... begrenzt.»
1.25.2. Z Teuerung auf Personalaufwand

«Zur jährlichen Vergütung werden die Teuerungszulagen für die Mitarbeitenden gemäss den jeweiligen Regierungsratsbeschlüssen für das Staatspersonal hinzugerechnet.»
1.25.3. Z Mehrwertsteuer

· Fall 1: Vergütung Kanton unterliegt nicht der MWST (ist nicht steuerbar): 
«Die Parteien gehen aufgrund von Abklärungen davon aus, dass die Vergütung des Kantons gemäss den gesetzlichen Bestimmungen nicht mit der MWST abzurechnen (nicht steuerbar) ist.
Sollte die Vergütung entgegen den Abklärungen trotzdem abzurechnen (steuerbar) sein oder aufgrund einer Gesetzesänderung abgerechnet (steuerbar) werden, so übernimmt der Kanton die Mehrwertsteuer auf der von ihm geleisteten Vergütung. In diesem Fall versteht sich die Vergütung des Kantons als exkl. MWST. Die Mehrwertsteuer wird vom Kanton jedoch nur bei Nachweis der Mehrwertsteuerpflicht bezahlt.» 

· Fall 2: Vergütung Kanton ist mit der MWST abzurechnen (steuerbar):
«Die Vergütung des Kantons ist gemäss den gesetzlichen Bestimmungen mit der MWST abzurechnen (steuerbar). Demzufolge übernimmt der Kanton die Mehrwertsteuer auf der von ihm geleisteten Vergütung. Die Vergütung des Kantons versteht sich in diesem Fall als exkl. MWST.
Sollte die Vergütung entgegen den Abklärungen nicht mit der MWST abgerechnet werden (nicht steuerbar sein) oder aufgrund einer Gesetzesänderung die Steuerbarkeit wegfallen, so ist dem Kanton die von ihm irrtümlich bezahlte Mehrwertsteuer zurückzuzahlen.»
1.25.4. Z Behandlung der Überschüsse
· Einlage der Ertragsüberschüsse in ein Reservenkonto:
«Ein Ertragsüberschuss ist in der Bilanz des Auftragsnehmers in einem Konto «Reserve aus Leistungsvereinbarung» zu passivieren. Diese Reserve darf x % (10 bis 20 %) der jährlichen Vergütung aus der Leistungsvereinbarung nicht übersteigen. Ein allenfalls diese Limite überschreitender Betrag ist dem Kanton zurückzuerstatten. Die «Reserve aus Leistungsvereinbarung» ist im Sinne der Leistungsvereinbarung, insbesondere zur Deckung allfälliger künftiger Aufwandüberschüsse, zu verwenden.»
· Teilweise «Mitbeteiligung» des Kantons an Überschüssen:
«Der im Rahmen dieser Leistungsvereinbarung erwirtschaftete Ertragsüberschuss wird im Umfang von x % (10 bis 30 %) am Kantonsbeitrag in Abzug gebracht. Im Falle eines Aufwandüberschusses übernimmt der Kanton x % (10 bis 30 %) des Fehlbetrags. Sind die vereinbarten Leistungen nicht vollständig erbracht worden, so ist der gesamte, im Zusammenhang mit den nicht erbrachten Leistungen erwirtschaftete Ertragsüberschuss, dem Kanton zurückzubezahlen.»
· Ertragsüberschuss verbleibt beim Auftragnehmer:
«Der im Rahmen dieser Leistungsvereinbarung erwirtschaftete Ertragsüberschuss verbleibt beim Auftragnehmer, sofern dieser nachweisen kann, dass die vereinbarten Leistungen erbracht wurden.»
1.25.5. Rückstellung (optional)

Gilt nur im Fall von Defizitdeckung: 
«Rückstellungen für künftige Projekte können nur mit Genehmigung der zuständigen kantonalen Stelle getätigt werden.»
1.26. Steuerrecht

Bei gemeinnützigen Auftragnehmern:
«Der Auftragnehmer verpflichtet sich, bei den zuständigen staatlichen Stellen ein Gesuch um Anerkennung als gemeinnützige Organisation zu stellen.»
1.27. Gebührenerhebung

Sofern Gebühren verlangt werden:
· «Der Kantonsratsbeschluss über die Gebühren in Verwaltungs- und Zivilsachen (Verwaltungsgebührentarif) vom 11. März 1974 ist anwendbar (Ziffer 38; BGS 641.1).»
· Optional 1 (wenn eine gesetzliche Grundlage dafür vorhanden ist):
«Gestützt auf § X des Gesetzes über ..... (BGS ....) erhebt der Auftragnehmer für die im Rahmen dieser Leistungsvereinbarung erbrachten Aufgaben (Beratung) Gebühren. Die Gebühren richten sich nach einem Sozialtarif, basierend auf dem verfügbaren Reineinkommen der Kunden, der von der Direktion Y gestützt auf § Z des Gesetzes über .... (BGS ....) genehmigt wird.»
· Optional 2 (wenn eine gesetzliche Grundlage dafür vorhanden ist):
«Gestützt auf § X des Gesetzes über .....  erhebt der Auftragnehmer für die im Rahmen dieser Leistungsvereinbarung erbrachten Aufgaben (Beratung) Gebühren. Die Gebühren richten sich nach dem Kostendeckungsprinzip. Der Gebührentarif wird gestützt auf § Y von der Direktion Z genehmigt.»
Zusätzliche Vorschriften betreffend die Gebühren:
· «Die Einnahmen aus dem Gebührentarif sind in der Betriebsrechnung auszuweisen.»
· «Die Einnahmen aus Anlässen, die im Zusammenhang mit der Leistungsvereinbarung 
veranstaltet werden, sind in der Betriebsrechnung auszuweisen.»
· «Die Einnahmen aus dem Gebührentarif ........ sind zu verwenden für:
1. ....
2. .....»
1.28. Auszahlung der staatlichen Leistung

· «Die Auszahlung erfolgt einmalig, jeweils im Monat X.»
· «Die Auszahlung erfolgt in X Tranchen, jeweils in den Monaten X, Y und Z.»
· «Der Kanton leistet Akontozahlungen in den Monaten X, Y und Z im Umfang von X % (80%  oder 90%) des errechneten mutmasslichen Staatsbeitrags. Der Restbetrag wird nach Prüfung und Genehmigung der Jahresrechnung  *) geleistet. Ist die Summe der Akontozahlungen höher als die Schlussabrechnung, erfolgt eine Rückzahlung an den Kanton oder eine Verrechnung mit den Akontozahlungen des Folgejahres.»

*) Optional: 
«....sowie nach Prüfung der Qualität und der Wirkung der erbrachten Leistungen.»
1.29. Eigentumsverhältnisse

· «Mit Abschluss dieser Leistungsvereinbarung geht das vom Auftraggeber finanzierte Mobiliar ins Eigentum des Auftragnehmers über.»
· Der Kanton überlässt dem Auftragnehmer verschiedene Einrichtungsgegenstände, Arbeitsgeräte (Mobiliar, PCs etc.) zum Gebrauch:
«Gebrauchsleihe
Zur Erfüllung des Auftrages stellt der Auftraggeber dem Auftragnehmer während der Dauer der Leistungsvereinbarung folgende Gegenstände unentgeltlich zur Verfügung:
- ......
- ......
Es kommen Art. 305 ff. des Obligationsrechtes sinngemäss zur Anwendung.»
· Der Kanton vermietet dem Auftragnehmer verschiedene Einrichtungsgegenstände, 
Arbeitsgeräte (Mobiliar, PCs etc.):
«Miete
Der Auftragnehmer bezahlt dem Auftraggeber für die Miete der nachstehend aufgelisteten Gegenstände monatlich (jährlich) eine Entschädigung von Fr. ....... 
- .......
- .......
Es kommen Art. 253 ff. des Obligationsrechtes sinngemäss zur Anwendung.»

oder:
«Miete
Für die Miete der nachstehend aufgelisteten Gegenstände des Auftraggebers wird dem Auftragnehmer während der Dauer der Leistungsvereinbarung pro Monat (pro Jahr) ein Mietzins von Fr. .......  mit der jährlich vom Auftraggeber geschuldeten Vergütung (gemäss Finanzierungsregelung dieser Leistungsvereinbarung) verrechnet.    
- ....
- .....
Es kommen Art. 253 ff. des Obligationsrechtes sinngemäss zur Anwendung.»
1.30. Schutzrechte des geistigen Eigentums

«Alle bei der Vertragserfüllung (Erbringung der Dienstleistungen/Konzepte/Projekte) entstandenen Schutzrechte des geistigen Eigentums, inklusive alle Weiterentwicklungen durch den Auftragnehmer, gehören dem Auftraggeber.

Der Auftragnehmer leistet Gewähr dafür, dass er mit seinem Angebot und seinen Leistungen keine in der Schweiz anerkannten Schutzrechte Dritter verletzt. 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, Forderungen Dritter wegen Verletzung von Schutzrechten unverzüglich abzuwehren und sämtliche Kosten inklusive allfällige Schadenersatzleistungen, welche dem Auftraggeber daraus entstehen, zu übernehmen. Der Auftraggeber überlässt dem Auftragnehmer die ausschliessliche Führung eines allfälligen Prozesses und die Massnahmen für die gerichtliche oder aussergerichtliche Erledigung des Rechtstreits. Der Auftragnehmer orientiert den Auftraggeber über den Verlauf von Verhandlungen und Prozessen mit Dritten.

Der Auftraggeber verpflichtet sich, den Auftragnehmer unverzüglich über solche Forderungen in Kenntnis zu setzen und ihm alle zur Abwehr dienlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen, soweit nicht Geheimhaltungsgründe entgegenstehen.»
1.31. Spenden
«Der Auftragnehmer weist sämtliche freiwilligen Zuwendungen aus (Spenden, Legate, Kollekten, Gönnerbeiträge, Fondsbeiträge, Beiträge der öffentlichen Hand usw.). Bei der Festsetzung der Vergütung werden 20 % des Durchschnittes der drei Vorjahre der beim Auftragnehmer eingegangenen freiwilligen Zuwendungen, jedoch ohne Beiträge der öffentlichen Hand, im Sinne einer Eigenleistung berücksichtigt  *). Der maximale Kantonsbeitrag von Fr. ….. wird um 20 % der massgebenden Zuwendungen gekürzt.»
*) Optional (wenn vom Auftragnehmer auch in anderen Bereichen Dienstleistungen etc. angeboten werden):
«...., sofern sie im Zusammenhang mit der vom Auftraggeber geforderten Leistung gewährt worden sind.»
1.32. Sponsoren

«Zuwendungen Dritter sind in der Rechnung auszuweisen. Eine Zusammenarbeit mit privaten Sponsoren darf zu keinem Missbrauch von Personengruppen als Werbemittel für Konsumartikel oder Dienstleistungen führen. Sponsoren dürfen nicht auf die Aufgabenerfüllung gemäss dieser Leistungsvereinbarung Einfluss nehmen.»
1.33. Kundenreferenz 

«Werbung und Publikationen des Auftragnehmers oder seiner Angestellten betreffend diese Vertragsbeziehung bedürfen der Zustimmung des Auftraggebers.»
1.34. Werbung

«Eine Bewerbung der Leistungen des Auftragnehmers ist erlaubt, soweit sie mit den Vorgaben des Auftraggebers vereinbar ist und die Leistungserbringung unterstützt. Werbemassnahmen sind in jedem Fall vorgängig mit dem Auftraggeber abzusprechen.»
Qualitätssicherung, Kontrolle und Aufsicht

1.35. Erfolgskontrolle

«Der Auftragnehmer unterstützt die vom Regierungsrat beauftragte Instanz bei der Durchführung der Erfolgskontrolle bei zweckgebundenen Beiträgen gemäss Regierungsratsbeschluss vom 18. Februar 2003.»
1.36. Z Controlling

· «Das Controlling erfolgt folgendermassen: 
Quantitative Angaben:

· Kennzahlen (z.B. statistische Angaben des jeweiligen Leistungsbereiches, des Personalbereiches [Stellenplan, Zeiterfassung über alle Fachbereiche …] usw.)
· Betriebsrechnung mit Bilanz und Revisionsbericht
· Jahresbericht
· Abschreibungskontrolle Immobilien, Mobilien
· .......

Qualitative Angaben (Angaben zu Leistungszielen und Leistungsbereichen):
· Leistungsmessung anhand der Ziele, Messgrössen und Indikatoren

· Qualitätsförderungs- und -sicherungsinstrumente
· Qualitätsbericht
· .........»
· Optional 1:
«Der Auftragnehmer führt unter Beizug einer anerkannten spezialisierten Firma ein Qualitätssicherungssystem (mit oder ohne Zertifizierung) ein. Die Auszahlung der Staatsbeiträge erfolgt erst nach Vorliegen einer entsprechenden Bestätigung der beigezogenen Unternehmung.»
· Optional 2:
«Der Auftraggeber überwacht die Einhaltung dieser Leistungsvereinbarung. Er überprüft die zweckmässige Verwendung des Kantonsbeitrages. Die dafür notwendigen Unterlagen (Rechenschaftsbericht mit einer kommentierten Leistungsstatistik, Revisionsbericht, Qualitätsbericht) werden ihm jährlich bis spätestens Ende des Monats X des folgenden Jahres zugestellt.»
1.37. Z Reporting und Berichtswesen

«Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber regelmässig Bericht zu erstatten. Der Auftraggeber kann Auflagen betreffend Erhebung von Qualitätskontrollen vorgeben.»
1.38. Z Auskunftspflicht und Einsichtsrecht

«Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber jegliche mit dieser Leistungsvereinbarung zusammenhängende Auskunft zu erteilen und auf Verlangen Einsicht in Geschäftsbücher, Abrechnungen und sonstige Unterlagen zu gewähren. 

Dabei müssen Persönlichkeits- sowie Datenschutz von Klientinnen und Klienten sowie Mitarbeitenden gewährleistet sein. Einsichtnehmende Personen sind im Zusammenhang mit Informationen über Klientinnen und Klienten des Auftragnehmers an die Schweigepflicht gebunden.
Wird die Auskunftspflicht verletzt, so kann der Auftraggeber die weitere Ausrichtung von Beiträgen ablehnen und/oder bereits erbrachte Leistungen zurückfordern.

Der Auftraggeber kann jederzeit eine Inspektion der Leistungserbringung vornehmen oder anordnen.»
1.39. Z Finanzaufsicht

«Die Finanzkontrolle des Kantons Zug überprüft die Abrechung der im Rahmen dieser Leistungsvereinbarung erbrachten Leistungen.»
1.40. Z Aufsichtsbeschwerden

«Die zuständigen Organe des Auftragnehmers sind verpflichtet, Aufsichtsbeschwerden gegen das Verhalten der Mitarbeitenden - soweit arbeitsvertragsrechtlich relevant - im Rahmen der Leistungsvereinbarung selbstständig zu bearbeiten.»
Haftung, Änderung und Beendigung des Vertrages

1.41. Vertragsänderungen

«Vertragsänderungen bedürfen der Schriftlichkeit und sind in gegenseitigem Einverständnis jederzeit möglich. Sie müssen von der zuständigen Behörde genehmigt werden.»
1.42. Z Entwicklungsklausel

«Die Parteien erklären sich unwiderruflich bereit, die vorliegende Vereinbarung während derer Laufzeit abzuändern oder gänzlich zu erneuern, falls Umstände eintreten, die nicht vorhersehbar waren oder falls eine bessere Lösung im allseitigen Interesse liegt.»
1.43. Z Haftung

«Der Auftragnehmer haftet für Schäden, die er in Erfüllung dieser Leistungsvereinbarung gegenüber Dritten verursacht, nach Obligationenrecht. Die Staatshaftung wird ausgeschlossen.

Der Auftragnehmer verpflichtet sich zum Abschluss einer vom Auftraggeber als ausreichend beurteilten Haftpflichtversicherung für Schäden, die im Zusammenhang mit der Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben entstehen. Er stellt dem Auftraggeber eine allenfalls bereits vorhandene Police innert 30 Tagen seit Unterzeichnung der Vereinbarung zu. Andernfalls legt der Auftragnehmer dem Auftraggeber den Antrag zum Abschluss der Haftpflichtversicherung vor Unterzeichnung dieser Leistungsvereinbarung zur Genehmigung vor.

Bei erfolgreicher Durchsetzung einer Schadenersatzforderung durch Dritte gegenüber dem Auftraggeber - trotz Ausschluss der Staatshaftung im Sinne von Absatz 1 - ist der Auftragnehmer gestützt auf seine vertragliche oder ausservertragliche Haftung, beispielsweise auch im Falle einer Haftung aus Art. 101 Obligationenrecht, verpflichtet, den Auftraggeber schadlos zu halten.»
1.44. Konventionalstrafe

«Bei Missachtung von Vertragspflichten hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber eine Konventionalstrafe zu bezahlen. Diese beträgt 10 % der Vertragssumme, mindestens Fr. 3'000.- pro Verstoss.»
1.45. Pflichten bei Beendigung des Vertragsverhältnisses

· «Wird das Vertragsverhältnis beendet, so ist der Auftragnehmer verpflichtet, alle für die weitere Erfüllung der übertragenen öffentlichen Aufgabe relevanten Dokumente und Datenbanken in einem zum vorausgesetzten Gebrauch tauglichen und nachgeführten Zustand dem Kanton zurückzugeben. Die Organe haften hierfür solidarisch mit dem Auftragnehmer.»
· «Die dem Auftragnehmer zur Verfügung gestellten Einrichtungen wie .... sind dem Kanton 
zurückzugeben.»
· «Der Auftragnehmer verpflichtet sich, den Organen und Angestellten einer Nachfolge-organisation das notwendige Wissen gegen übliches Entgelt  zu vermitteln.»
1.46. Z Vorzeitige Vertragsauflösung

«Bei wiederholter schwerwiegender Verletzung steht der verletzten Vertragspartei das Recht zur sofortigen Vertragsauflösung zu; der aus der Pflichtverletzung entstehende Schaden ist ihr zu vergüten.»
Schlussbestimmungen

1.47. Z Vorbehalt Budgetgenehmigung

«Diese Vereinbarung gilt unter Vorbehalt der Genehmigung des jeweiligen Budgetkredites durch den Kantonsrat. Ansprüche des Auftragnehmers gestützt auf Treu und Glauben wegen zu kurzfristig erfolgter Kürzung der Vergütung aufgrund eines Budgetbeschlusses des Kantonsrates bleiben vorbehalten. Die Ansprüche bemessen sich insbesondere nach den vertraglichen Verpflichtungen und getätigten Investitionen aufgrund dieser Vereinbarung.» 

1.48. Streitschlichtung im Konfliktfall

Vorgängige Streitschlichtung: 
«Die Parteien vereinbaren vor einer allfälligen Anrufung eines ordentlichen Gerichts, eine Streitschlichtung in Dreierbesetzung durchzuführen. In der Leistungsvereinbarung wird festgehalten, wer den unabhängigen Vorsitz übernimmt und wer als Vertreterin/Vertreter jeder Vertragspartei an der Streitschlichtung teilnimmt.»
1.49. Z Gerichtsstand

«Der Gerichtsstand ist Zug (Verwaltungsgericht).»
1.50. Ersatz früherer Vereinbarungen

«Diese Vereinbarung ersetzt die Leistungsvereinbarung vom .....»
1.51. Subsidiäre Geltung des Obligationenrechts

«Das Obligationenrecht gilt subsidiär.»
Zug, den


Zug, den



Je ein Originalexemplar an die Vertragsparteien

Kopie an:
- Datenschutzbeauftragten

- Staatsarchiv
Beilagen:
1. Bundesverfassung: Art. 29 (Verfahrensgarantien) und Art. 35 (Grundrechte)

2. Strafgesetzbuch: Art. 320 (Amtsgeheimnis) und Art. 322ter ff. (Bestechung; StGB, SR 311.0)

3. Gesetz über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen (Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRG) vom 1. April 1976 (BGS 162.1)

4. Kantonsratsbeschluss über die Geschäftsordnung des Regierungsrates und der Direktionen vom 25. April 1949 (BGS 151.1)
5. Kantonsratsbeschluss betreffend Gewährleistung der Sicherheit der kantonalen Behörden, der kantonalen Verwaltung und der Gerichte vom 17. April 2003 (BGS 154.51)

6. Datenschutzgesetz (DSG) vom 28. September 2000 (BGS 157.1)
7. Datensicherheitsverordnung (DSV) vom 16. Januar 2007 (BGS 157.12)
8. Merkblätter zur Datensicherheit des Datenschutzbeauftragten (Ausgabe 2008)
9. Archivgesetz vom 29. Januar 2004 (BGS 152.4)

10. Merkblatt des Staatsarchivs «Erläuterungen betreffend die Aufbewahrung und Archivierung von Unterlagen» vom 3. Dezember 2007 
11. Submissionsgesetz (SubG) vom 2. Juni 2005 (BGS 721.51) 
12. Delegationsverordnung vom 23. November 1999 (BGS 153.3)
�  Die überarbeitete Ausgabe Oktober 2005 ersetzt die Ausgaben Oktober 2003 und November 2004.


�  Aktualisierung gemäss Regierungsratsbeschluss vom 15. Dezember 2009 


�  Fassung gemäss Antwort des Regierungsrates vom 20. Januar 2004 zur Interpellation der CVP-Fraktion betreffend Beiträge mit Zweckbindung (Vorlage Nr. 1138.1 - 11210)


�  Fassung gemäss Regierungsratsbeschluss vom 18. Dezember 2007 


�  Fassung gemäss den Regierungsratsbeschlüssen vom 3. Oktober 2006 und 18. Dezember 2007 


�  Fassung gemäss Regierungsratsbeschluss vom 15. Dezember 2009 


�  eingefügt gemäss Schreiben des Regierungsrates vom 31. August 2004 an den Kantonsrat betreffend Gutachten der Universität Bern zu Zuständigkeitsfragen im Finanzhaushaltsrecht


�  Fassung gemäss Regierungsratsbeschluss vom 15. Dezember 2009 
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